
Aktenzeichen:

9 RV 156165

Verkündet am
30. Juni 1965

I m N a m ein‘ d e 3 V o 1 k e 5

In dem Rechtsséfe1t'

Kläger und ReV1sibnskläger,

_gegen..

Beklagte? und Revisionsbeklagter‚

hat der 9 Senat äeS Bundéssozi&lgeficht3 auf die
mündliche verhand1ung vom 30. Juni 1965, an der

mitgewirkt haben *—

SenatSprä31dentf ‘_Dr. w e 1 B
als Vorsitzender, '

Bundesr1chter
„

Dr. M a 1 s c h

und Buhdesrichter ' _'S e h'i n d l e ?
als weitere BerufsPichter,

_
Bundeséoziälrichter M a u d e r

und Bundéssozialrichter ‚'._ w e n 2 e 1

als ehrenamt11che Richter

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Héssißchen Landes sozialse.richts vom 18.3pr11 196?

aufgehoben. Die Sache wird Zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidüng an das Landes3021algericht
zufück?etwie3en. ' ’
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Der Kläger leistete von Januar 1942’bis November19A4 als
Soldat Dienst in einer Abdeckerei der Wehrmacht,Et erlitt
im Januar 19ß4 beim Hochziehen eines Kadavers mit einer
Kurbelwinde einen Unfall, bei dem_er sich Préllungen mit
Häutabschürfungen

am rechten Oberarm zuzog. 1958 beantragte

er Versorgung, weil die bei ihm festgestellte Tuberkulose
des rechten Schulter- und Ellenbogen-Gelenkes auf diesen

Unfall zurückzuführen sei„_außerdem habe er 1944 durch SChOCK—

wirkung bei Tieffliegerangriffen eine Gesundheitsstörung am
’ Herzen erliten. Der behandelnde Arzt Dr, wi:;:i überreichte

mit eigener Stellunänähme‚vom 31. Oktober 2959 neun Schreiben
zu den Versorgungsakten, die an ihn bzw. an den früheren Haus—

arzt des Klägers„Dr; Di■:, gerichtet wären und u.a. Arzt—
berichte der Medizinischen Poliklinik und der Chirürgischen

Universitätsklinik in Marburg über stationäre Untersuchungen

desKlägers in denJahren 1951, 195%nnd 1959sowie einen
Bericht der Chirurgischen Klinik und Poliklinik_in Gießen’
aus dem Jahre 1956 enthielten. Aus ihnen ergab sich, daß

sich der Kläger am rechten Schulter— und Ellenbogengelenk
eine Tuberkulose Zugezogen hatte. Die Krankénunterlägen

wurden nach Anfertigung von Abschriften, die zu den Akten

genommen wurden, Dr. Weg::: wieder zurückgesandt. Der Inter—

nist Dr. P:n=„_„„.und der Chirurg Dr. Nr:::q:.x der Ver-

sorgungsärztlichen Untersuchungsstelle Kassel kamen in den

Gutachten vom 12. Januar 1960 zu dem Ergebnis, daß die bei

dem Kläger festgestellte Tuberk&loee des rechten Schultcr- und

Ellenbogengelenkes, die leichte Rippenfellverwachsung rechts,

eine Hauptschlagaderverhärtung und Herzmuskelschädigung nicht

Schädigungsfolgen seien. Mit dieser Begründung und unter Hin—

weis auf die Fristvorschriften der @@56,57 des BundeSVer—
sorgungsgesetzes aF (BVG) lehnte das Vérsorgungsamt durch

Bescheid vom 23. Februar 1960 den Vers crgungsan rag ab. Der
Widerspruch wurde wegen Fristversäumnis zurückgewiesen.
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Das Sozialgericht_(86) wies durch Urteil vom 17. August 1961

die Klage ab. Diese war darauf gerichtet, als Schädigunge—

folgen Versteifuhg des Schulter— und Ellenbogengelenkes

sowie Herzmuskelschaden anzuerkennen und ab 1. November 1958

Versorgungsbezüge nach einer Minderun3_der ErWerbsfähigkeit

—MdE—um 70 v. H. zu gewähren. Im Berufungsverfehren reichte

der Kläger di.e ihm von Dr. W:;;ni in einem verschlossenen

Umschlag übergebenen unterlagen zu
den Gerichtsakten. Mit

Schriftsatz vom 29. September 1961 beantragte er Vorlage

der Befunde des Dr. D-—\. Über diesen Antrag wurde, soweit
sich aus den Akten feststellen läßt, nicht entschieden. Das

LandessozialgeriCht —LSG—Wies die Berufung durch Urteil vom
?8- April 1962 zurück. Es San als nicht erwiesen an, daß die

von dem_Kläger geltend gemachten Leiden Schädigungsfolgen

seien. Der im Jahre l9üä erlittene Unfall‚könne nach der
Schilderung des Klägers nur unbedeutend gewesen sein, denn
er sei von einem Sanitäter behandelt worden, der die Stellen,‘

die Hautabscbürfungen zeigten, mit Jodt inktur bepinselt habe.

Der anwesende Arzt habe ihn n:icht krank geschrieben und der

Kläger habe auch seine Tätigkeit in der Abdeckeréi weiter

ausgeübt. Dr. w::;:::::= habe schon -einen zeitlichen Zusammen-

hang der erstmals im November 1951 festgestellten Tuberkulose-
Erkrankung mit diesem Unfall verneint. Dr. Slixxxz habe zwar

1951 in demAnztbrief an Dr. ';;;-herVorgehoben, es handele
sich mit Wahrscheinlichkeit um einen alten sgézifischen Pro—
zeß; er habe sich aber nicht deru geäußert, wie alt der von
.lhm veemutete Prozeß sein könne. Dr. w_z;;: habe die i.n dem

Schreiben vom 51. Oktober 1959 Vertretene ßuffaseung, eine

Infektion in der Heeresabdeekerei sei sehr wahrscheinlich,

nicht zu begründen Versucht; Auch seien ihm die in den Ver-

sorgungsakt en enthaltenen Angaben des Klägers nicht bekannt

gewesen. Auch ein ursächlicher Zusammenhang des Herzmuskel.—

Schadensmit demMilitärdienst lasse sich nieht feststellen.
Dr. ie;;=;; habe ihn für Völlig unwahrscheinlich gehalten;
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dabei sei ihm der Untersuchungsbéfudd'der Med. Poliklinik
Me ; vom14. März 1951, in demein ernsterer Befund am
Herzen nicht erhoben Wo_rden sei, bekannt gewesen. Die %chtig—

keit dieser Beurteilung werde durch den Inhalt der äktén
des

Arbeitsamtes bestätigt, in denen der Kläger in den Jahren 1949
Ibis 1955 immer wieder angegeben habe, daß er

arbeitéfähig sei'

und sich nicht in ärztlicher Behandlung befinde. In dem fach—
ärztlichen Gutachten für das Arbeitsamt vqm 19. März 1951 werde

erstmalig eine mäßige Altersveranderung am Herzen erv:ähnt.

Mit der nicht
zugelassenen Révision„rügt der Kläger als Ver—

fahrensmängel_Verletzang der @@62,3103,‘157,'109, 112,120,
128 Abs. 1 und Abs. °des Sozialgerichtsgesetßes (SSG). Das

LSG hätte schon nach 5 107 SGG eine vollständige Abschrift der

vom Kläger mit Schreiben vom 2& August 1961 überreichten ärzt-

lichen Befunde, deren Vorlage er beantragt habe, weil sie ihm

nicht bekannt gewesen seien, er teilen oder ihm deren Inhalt

mitteilen müssen. Eine die Erteilung von
Abschriften

oder die

Akteneinsicht Versagende Entscheidung‚nach @ 120 Abs. 3 SGG sei

nicht getrO■fen werden. Das LSG habe es auch in der mündlichen

Verhandlung, die ein$chließlich der Beratung und Verkündung '

nur 30 Minuten gedauert habe, unterlassen, demKläger ein
klares und erschöpfendes Bild von den GutacQten_iu_verschaffen.

Dabeisei unerheblich,ob die Befundein denvertrag des
Berichteretatters kurz erwähnt worden seien. Da den Kläger

nicht Gelegenheit gegeben werden sei, sich zu_den in dem;
Urteil Verwendeten BeWeisunterlagen zu äußern, sei auch

5 128 Abs. 2 SGGverletzt. Der reehtsunkundige Kläger habe

sein Rügerecht nicht verloren; er habe nicht gewußt, daß das
LSG gegen Verfahrensvbrsehriften‘verätoßen habe. Das Urteil

beruhe auf diesen Mängeln, denn das LSG habe zu den Aus»
führungeniggä Dr. w:;;:; und des Dr. Sxt;:„_ stellung genommen‚_

_und es sei/auszuschließen, daß der Kläger bei genauer Kennt-

nis dieser Befunde mit Erfolg weitere Ausführungen gemacht
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hätte. Das LSG habe auch den Sachvephalt nicht ausreichend

erforscht. Es hätte sich veranlaßt sehen müssen, auf Grund

der Stellungnahmen des Prof. Dr. Z:.nxz:/s:äzznz und Dr°

2:::::-ein weiteres Gutachten einzuholen. Es hätte die

!951 erstattete Stellungnahme nicht desh%al ablehnen

dürfen, weil sie keine nähere Begründung enthalte‚ denn

dies sei nicht darauf zurückzuführen, daß der.ursächliche

Zusammenhang zwi$chen Militärdienst und Erkra akung verneint

werden sei, sondern weil der Kläger aus familiären und beruf—

lichen Gründen keine weitere Aufklärung gewünscht habe. Die

1951, etwa 7 Jahre nach dem Unfall, von Prof. Dr. 25:13:
Dr. Sehexex gestellte Diagnose eines alten spezifischen

ProZesses Sei.jedenfalls sicherer als das Ergebnis der

1960 erfolgten amtsärztlichen Untersuchungen. Das Urteil

gehe davon aus, daß der weitere, 1953 erlittene Unfall die_.
rechte Schulter betroffen habe; damit werde diesem Unfall

zu Unrecht ein Einfluß auf die Erkrankung eingeräumt; Das

LSG hätte klarstellen müssen, daß die rechte Schulter von
diesem Unfall nicht betroffen war. Wenn der Kläger 1944 nur
mit Jodtinktur und damit oberflächlich behandelt werden sei

und in der Abdeckerei weitergearbeitet habe, so spreche die5‘

nicht schon für eine unbedeutende Erkrankung. Auch den Äng—

serungen des Klägers über die Möglichkeit einer Ansteckung

in der Abdeckerei habe das LSG eine ihnen nicht Zukommende

Bedeutung beigelegt und damit das Recht der freien Beweis—

würdigung überschritten (5 128 Abs. 1 see). Der Kläger bean—
tragt, nachdem ihm das Armenrecht bewilligt werden ist, Wieder—

einsetzuhg in den vorigen Stand zu gewähren und unter Aufhebung
des Urteils des Hessischen Landessozialgerichts vom f8. April

1962 die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
dieses Gericht zurückzuverweisen, hilfsweise nach dem Klage-

.antrag zu erkennen. ' ' ‘ ‘ "

Der Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu ver—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 _

werfen. Der Kläger könne nicht beweisen, daß die für Dr. Dörr

bestimmten Befunde ihm nicht in der Verhandlung vor dem LSG

- vorgelegt worden seien. Das LSG habe diese Unterlagen auch

nicht zumGegenstand der Urtéilsfindung gemacht.

”Die Revision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des
BéSChlusses über die Bewilligung des Armenrechta formgerecht

"eingelegt undbegründetwerden(55 16#, 165SGG).DemKläger
war daher auf seinen Antrag Wiedereinset2ung in den vorigen

Stand gegen Versäumung der Revisionsé und Revisionsbegründungs—

frist zu gewähren (@ 67 Abs. 1 und 2 SGG). Die Revision ist

auch statthaft, da der Kläger mit Recht rügt, das LSGhabe
das rechtliche Gehör verletzt und das_Urteil auf Beweis—

ergebnisse gestützt‚ zu denen er sich nicht äußern konnte
(55 62, 128 Abs. 2 SGG).

Im Berufungsverfahren hat der Kläger Vorlage der Unterlagen‘

des Dr. Dü;:.beantragt, die er in Verschlossenem Umschlag
übergeben hatte. Aus den Schriftsätzen vom 28. August 7961

und 29. September 1961 ging hervor, daß ihm der Inhalt der
Arztberichte im einzelnen nicht bekannt war, und er auch

nicht wußte,daßdasSchreibendesDr. WT‘—fä-T;ivom31.‘Oktober
1959 zu den-Akten genommenund von den übrigen Unterlagen
eine Abschrift zu den Versorgungsakten gefertigt werden war.

Auf diesen Antrag, dem nach 5 120 Abs. 1, 2 SGG durch die

Gewährung von Akteneinsicht oder Erteilung’einer vollständigen
Abschrift oder Mitteilung des Inhalts entsprochen werden mußte,
soweit nicht 5\120 Abs. 3 SGG entgegenstand, ist vor dem Termin

vor dem LSG vom 18. April 1962 nichts veranlaßt werden. Das
Sitzungsprotokoll enthält keinen Hinweis, daß der Kläger in

der mündlichen Verhandlung von den Urkunden, deren Vorlage

er beantragt hatte, eine vollständige Kenntnis erlangt hat.

Das Urteil enthält nur eine Zusammenfassende Bezugnahme auf

den Inhält'der Akten des Verwaltungs- und Streitverfahrens‚
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ergibt aber nicht, ob und in welchem Umfang die vorgenannten

Urkunden auch Gegenstand der mündlichen Verhandlung waren. Im

Tatbestand ist zwar der Wesentliche Inhalt der Arztberichte

der Universitätsklinik Me ; erwähnt; es fehlt aber die
Angabe aus dem Brief des Dr. Sans::=.an Dr. in:.vom 5. August

195H, daß an der damaligen Verdachtsdiagnbse (vom 3.11.1951)

nicht zu zweifeln sei, ferner aus dem Brief des Prof. r.
Exner/Dr. Ecäi; vom 18. Februar 1959 der Hinweis, daß es
sich auch um eine Tuberkulose des rechten Ellenbogengelcnkes

handele„ Selbst wenn der Sachverhalt vom Berichterstatter in

der Verhandlung ebenso ausführlich wie im Tatbestand ausge-
führt vorgetragen werden sein sollte, so würde der Kläger

doch nicht die von ihm beantragte erschöpfende Kenntnis der
Beweisunterlagen, Zu denen auch die im Tatbestand nicht auf-

geführte Äußerung des Dr. w::;:e vom 3?; Oktober 1959 gehört,

erlangt haben. Da nach dem Sitzungsprotokoll die Verhandlung

— vermutlich einschließlich Beratung und Urteilsverkündung —
nur 30 Minuten gedauert hat, ist im übrigen kaum anzunehmen,

daß der Sachverhalt mit der hier gebotenen Ausführlichkeit
vorgetragen wurde. Es ist somit davon auszugehen, daß dem

Kläger unter.VerStoß gegen @ 120 Abs. ?, 2 SGG nicht das

volle rechtlicheGehörgewährtunddamitauch5'62secver»
letzt wurde° Ob ihm nach 5 107 SGG auch ohne Antrag eine
Abschrift der Befunde zu erteilen war, etwa deShalb, weil

sie zwar von ihm selbst eingereicht, ihm aber offensicht—

lich nicht bekannt waren und das LSGdarum ebenso wie bei
einer von ihm selbst angeordneten_Beweisaufnahme hätte ver—

fahren müssen, kann dahingeetellt bleiben (vgl. BSG%, 50).
Der Kläger hat seianügerecht auch nicht dadurch verloren,
daß er in der Verhandlung vom 18. April 3962 seinen Antrag
auf Vorlage der Urkunden nicht wiederholt hat. Nach der

gemäß @202 SGGauch im sozialgerichtlichen Verfahren ent—
sprechend anwendbaren Vorschrift des @ 295 der ZiV1lprozeß—

ordnung *ZPO—(BSG 1, 126, 131) kann die Verletzun3;einer
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das Verfahren betreffenden Versehrift im Révisionsverfahren
nicht‘mehr gerügt werden, wenn die Partei auf die Befolgung.

verzichtet oder wenn sie bei der nächs£en mü■dlichen ver-

handlung‚'die auf Grund des betreffenden Verfahrens statt—
gefunden hat, den Mangel nicht gerügt hat, obgleich sie

erschienen iSt undßihr_der Mangel bekannt war oder bekannt

sein mußte. Der Kläger hat in der mündlichen verhandlung vor

demLSGeinen solchenVerzicht‚nicht erklärt. Aucheine Heilung
des Mangels känn‚nicht etwa deshalb angenommen werden, weil

er in äer Verhandlung eine Rüge unterlassen hat und ihm der
Mangél_bekannt war oder doch bek3nnh sein mußte. Er konnte
davon äüsgeheh‚_daß Dr. W:;;:; ihm die Befunde aus ärztlichen
Gründen nicht im einzelnen mitgeteilt und daher in einem ver—>

schloSsenenUmschlagübergebenhatte. Er konnte aueh annehmen,
daß das.LSGdiese Gründerespektieren dürfte oder mußbeund'
daß_ihm in diesém Fall kein uneing980hränkter Anspru0h auf
Einsicht-in die Beweisunterlagen Zustände. Bei einem nicht
vertretenen rechtsankündigen Beteiligten darf die Kenntnis,

ob das Gericht eine ihm‘obliegende Verfahrenspflicht verletzt
hat, in aller Regel nicht vorausgesetzt werden (BGH. NJW1957,

1517, 1518;BSGin goessec, 5 107Nr. 4), ie für eine Heilung '
des Verfahrensmangels erforderliche Voraussetznng‚ daß der Klä—

ger den Verstoß des LSGgegen Verfahrenspflicnten erkannt hat
oder erkennen mußte, ist somit nicht erfüllt. '

Das Urteil des LSG nimmt teilweise auf Beweismittel Bezug, zu

denen der Kläger sich nicht äußern konnte. Es hat sich der
Stellungnahmedes Dr. Weegze’vom‘3z-Okt0ber1959nicht ange—
schlossen und ist auch dem Befnnd

von Prof. Dr. Zimimr/ Dr.

Sehe=3= vom 5. November 1951 nicht gefolgt. weil er nicht
erkennen 1asSe, wie alt der Prczeß sein könne. Durch die

- negative —Verwertung dieser ärztlichen Äußerungen hat
das LSG 5 128 Abs. 2 SGG verletzt. Edese Verfahrensmängel

machen die Revision bereits st&tthaft‚.wéswegen auf die
übrigen Rügen nicht mehr eingegangen zu werden—bräuchß.
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Das angefochtene Urteil beruht auch auf diesen Mängeln.

Es ist nicht auszuschließe■‚fdeß das LSG zu einem anderen

Ergebnis gekommen wäre, wenn dem Kläger das rechtliche

Gehör in.vollem Umfang gewährt werden wäre. Insbesondere

hätte die vollständige Kenntnis der für Dr. D::: bzw.

Dr. WGi;3i bestimmten Arztbriéfe und-die Stellungnahme
des Dr. leige&4den Kläger veranlassen können, die *in-

holung eines Gutachtens von DE- S—;_1fn oder Dr. Det:

als Sachverständigen seines Vertrauens nach 5 709 SGG
oder ihre Vernehmung als sächverstähdige Zeugen zu bean—

tragen. Das LSG hätte sich in diesem Fall möglicherweise

veranlaßt gesehen, der Beurteilung des Prof. Dr. 21213:
und des Dr. Ssnz;e= in den Arztbriefen

v0m }. November

1951 und 5. August 195% eine größere Beäeütung für die

Aufklärung des Sachverhalts beizumessen. Prof. Dr 'Z;i:z=/'

Dr. Senezsz hatten bereits 1CJ51 die tuberkulöse Erk11ankung

erkennt und zum Ausdruck gebracht, daß es sich mit größter
Wahrscheinlichkeit um einen alten spezifischen Prozeß

handele. Aus dem Inhalt des Berichts is t zu sehließen,

daß er nur deshalb so kurz ausgefallen ist, weil der

Kläger "aus familiären undbemflichen Gründen"auf
reine weitere Klärung der Diagnose keinen Wert legte.
195ü hatte Dr. 2:213: aber erklä■t‚ daß an der 1951

gestell.ten Verdachted:i.agnoee nieht zu zweifeln sei. Den
Befunden kam auch gegenüber den Gut.’echten der versowgungs—

ärztlichen Untere uchungsstelle vom 12.
Januar 1960 erhöhte

Bedeutung Zu, da angenommen werden-kann, daß es sich bei

den Ärzten der Chirurgischen_Univarsitätsklinik Marburg

um erfahrene Ävzte handelte, die in der Lage waren, den

Krankheitsprozeß schon we:ént lich früher als die Ver—

sorgungs ärzte zu beurteilen. Da der Kläger im Schrift—

satz vom 25„ August 1961 behauptet hatte, er sei gleich

nach seiner vertreibung dem Sudetenland und seiner
Umsiedlung nach Fronhausen in der Benandlung des Dr. Di;=
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gewesen, der ihn auf Rheuma behandelt habe, ließen sich mög—

licherweise auch durch Vernehmung dieses Arztes Feststellungen
darüber treffen, ob es

sieh bereits zur Zeit dieser Behandlung,

also im Jahre 19ä6‚ um Krankheitserscheinungen einer noch nicht
erkannten Tuberkulose gehandelt hat. Möglicherweise ließ sich

durch Vernehmung des Dr. Diaz auch aufklären, wann die 1960“

festgestellte Rippenfellverwachsung entstanden war und_ob sie

im Zusammenhang mit einer tuberkulösen Infektion stand.

Die Revision ist hiernach begründet. Das angefochtene Urteil

war dahér.aufzuheben. Der Senat konnte in der Sache nicht

selbst entscheiden, weil die unangefoehtenen Feststellungen

des LSG hierzu nicht ausreichen. Die Sache war daher nach

_ä 170 Abs. 2 Satz 2 866 zur erneuten Verhandlung und Ent—
scheidung an da5'LSG zurückzuverweisen.' ' '

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließenden

Entscheidung vorbehalten.
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